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l08/J A n f.r a g e 

der Abg~ B rau n eis, J e s s n er, Hab e r 1, C z e t tel 

und Genossen 

an die Bundesregierung, 

betreffend. V"xwürfe gegen die Geschäftsführung der verstaatl.icht~n-..B.e"tl'1..eb.& .... 

-0-0-4;/-

Nach Zeitungsmeldungen hat der Bundesmi~ister für Finanzen DrQ Kamitz 

im Rahmen eines Referates in bezug auf die verstaatlichten Betriebe nach=. 

stehende Äusserungen gemacht; 

"TIer 8ülzel:i.1~ habe auf die Besetzung, der leitenden Positionen in 
den yerstaatliqhten Betrieben keinerlei Einfluss, von einem 
Ertrag a~,er habe nicht einmal der Finanzminister etwas gesehen~ 
geschweige denn das Volk. 

Die Bevölkerung werde die Entwicklung der verstaatlichten Unter .... 
nehmu.ngen viel aufmerksamer verfolgen, wenn sie Aktien besitze 
und an de~ Geschäftsgebarung persönlich interessiert ist o Die 
Spiegelfechterei mit den verschleierten Bilanzen werde sich 
nich"t länger fortsetzen lassen, und allmählich werde aus dem 
anonymen Besitztitel in der verstaatlichten Industrie ein ech·· 
ter werc.en, n . 

Da::;t:. i5t folgendes zu sage!u pie verstaatlichten Betriebe sind ein·· 

schliesslich der dem Finanzminister Dr. Kamitz unterstehe;nden verstaatlich­

ten Banken in der Rechtsform von wirtschaftlichen Gesellschaften zumeist 

als Aktiengesellschaften konstituiert. 

J)o:z- ilein3eine"hat in jeder Aktiengesellschaft so viel Einfluss auf 
/ 

(':.-l!.'\1Bese·~zung leitender Positionen, als ihm nach dem Aktienbesitz Sitz und 

Ei:i:J.fluS3 im Aufsichtsrat zukommt, welcher den VlJrstand bestellt .. Dies gilt 

für Aktiengesellschaften? deren Kapital ausschliesslich oder überwiegend 

in pr:Lwaten Händen ist 9 ebenso wie dort, wo das Aktienkapital überwiegend 

oder ganz im öffentlichen Besitz ist. 

Dieser Teil der Behauptung des Herrn Finanzministemkann nur als ein 

Versuch aufgefasst werden~ auf die Unkenntnis breiter Kreise der Bevölke-

rung hinsichtlich des Aktienrechtes und der Willensbilq,ung in Aktiengesell­

schaften zu spekulieren Q Anders steht es mit der Behauptung des Herrn Finanzc 

minist~:rs 1 er' habe von e,inem Ertrag der Betriebe nichts gesehen" nas Budget 

für 1956 sah im Kapitel 18 Finanzen Titel 1 §l eine Gewinnabfuhr der ver­

staatlichten Betriebe von 45 Millionen Schilling vor; allerdings keine Ge­

winnabfuhr der dem Finanzminister direkt unterstellten verstaatlichten BankeL<o 

Q 

" 
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r!(,Jl te d:i.e Leitung der verstaatlichten Betriebe dem Finanzminister 

di~ 'T'::Ii1 ?arlarr,en-c beschlossene Gewimnabfuhr verweigern? Dann müsste er dem 

Nationalrat unverzüglich berichten, um diesem geeignete Sohritte gegen die 

schuldige~Q Mj.tglieo.er der Bundes:r.egierung zu ermögiichen, denn nach d~m 

li[t.u:,vahlcm im Mai 1956 sind durch das Bundesgesetz Nr. 134 die verstaatlich ... 

ten Betrie"b9 aus der früheren Aileinzuständigkeit des Bundesniinisteriums 

für Verkehr und ve~staatlichte Betriebe in die Kompetenz der Bundesregie­

rung übergegangen:, 

Iiio :I3undesregierung führt die Verwaltung durch eine Ges.m&boH .. , deren 

Aufsichts:ra'c aus sechs Personen unter dem Vorsi tz des Bundeskanzlers be­

steht? welchem auch das :Oirimierungsrecht im Aufsichtsrat zusteht 0 

Dem doppelten V,·,rwurf des Finanzministers Dro Kamitz, dass die ver­

staatlicht811 Betriebe keinen Ertrag abführen und die Bilanzen verschleiern, 

kommt umsomehr Be::;:J:'.:b:;:g :'m, als' der Finanzminister selbst dem Aufsichtsrat 

der obe:rsten Verwaltung der verstaatlichten Betriebe angehört. Ein derarti­

ger Angriff in der Öffentlichkeit kann nicht lediglich als Ausfluss inner­

pn.rte::'licher Streitigkeiten zwisch~n den. Regierungsmitgliedern der ÖVl' auf­

gefasst werden" :Die Behauptung der Bilanzversch1eierung durch den Aufsichts­

rat einer Gesellschaft gegen die Gesellschaft ist entweder ein erns~zufneh­
mender VOl"'Wurf oder ein~ verantwortungslose Kredit schädigung , die die Ar­

beitsplätze deI' in diesen Betrieben Beschäftigten in äusserste Gefahr bringt" 

Auf geden Fall muss die Bundesregierung den Abgeordneten des Nationalrates 

unverzüglich darüber Aufschluss geben,. cb die Behauptungen des Bundesmini­

stors ])rn Kamitz zutreffen~ 

Die gefertigten Abgeordneten stellen daher an die Bundesregierung die 

nf3,chstehende 
A i.J. fra g e : 

Ist die Bunder-regierung bereit, dem Hohen Haus zu den Feststellungen 

des Bunüesministers für Finanzen Dr. Kamitz, der dem Aufsichtsrat der Indu-
. , 

strie- und BeTgbauverwaltungsgesellschaft angehört, über die wirtschaftliohe . , 

. Lage der von der genannten Gesellsd'haft kontrvllierten verstaatlichten Be­

triE:lbc un..".er~üglj0h einen Bericht zu erstatten'? 

-.-.-.-
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